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Umsetzungsprobleme im Validierungsverfahren der Schweiz

Modularised Vocational Education and Training for Adults
Challenges in the Implementation of Switzerland’s Validation Scheme

Kurzfassung: Dieser Beitrag befasst sich vor dem Hintergrund eines historisch-institutiona-
listischen Theorierahmens mit dem Validierungsverfahren als Teil der beruflichen Nachquali-
fizierung in der Schweiz, mit einem Fokus auf der Umsetzung in der Deutschschweiz. Er geht 
dabei insbesondere der Frage nach, ob die Herausforderungen bei der Umsetzung auch auf 
den modularisierten Ansatz des Verfahrens zurückgeführt werden können, und zeigt, dass ein 
solcher Zusammenhang tatsächlich besteht. Dieser wird zurückgeführt auf die handlungskom-
petenzorientierte curriculare Differenzierungslogik des Verfahrens, welche sich von der lern-
ortorientierten Differenzierungslogik der dual organisierten Berufsausbildung unterscheidet 
und insbesondere die Komplexität in der Organisation der sogenannten ergänzenden Bildung 
erhöht.
Schlagworte: Berufsbildung; Erwachsenenbildung; Validierungsverfahren; historischer Institu-
tionalismus; Fallstudie; Schweiz

Abstract: Against the background of a historical-institutionalist theoretical framework, this 
article deals with the validation scheme as part of vocational post-qualification in Switzerland, 
with a focus on implementation in German-speaking Switzerland. In particular, it examines the 
question of whether the challenges in implementation can also be attributed to the modular-
ised approach of the scheme and shows that such a connection does indeed exist. This is traced 
back to the competence-oriented curricular differentiation logic of the scheme, which differs 
from the learning location-oriented differentiation logic of dual vocational training and in par-
ticular increases the complexity in the organisation of so-called supplementary education.
Keywords: vocational education; adult education; validation; recognition of prior learning; his-
torical institutionalism; case study; Switzerland
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1. Einleitung

Kollektiv organisierte Berufsbildungssysteme, welche sich auszeichnen durch einen 
starken Einbezug der Arbeitswelt in Steuerung und Durchführung beruflicher Bildung 
(Busemeyer/Trampusch, 2012), werden seit Längerem und nicht zuletzt aus inter-
nationaler Perspektive häufig als besonders erfolgreich betrachtet (vgl. z. B. Deißin-
ger , 2015). Angesichts wirtschaftlichen und technologischen Wandels stehen aber auch 
diese Systeme unter hohem Anpassungsdruck, doch aufgrund ihrer hohen Komplexi-
tät werden Forderungen nach Reformen oft abgewehrt oder nur zögerlich aufgegriffen 
(Busemeyer , 2009). Dies gilt zum Beispiel für den Ruf nach erhöhter Flexibilisierung 
der Berufsbildung, etwa durch die Modularisierung derselben, oder für jenen nach der 
Einführung von Verfahren zur Anerkennung informell erworbener Kompetenzen (vgl. 
z. B. Arbeitsgruppe 9 + 1, 2022).

Während sich in Deutschland sowie in Österreich mittlerweile das Prinzip der Mo-
dularisierung in einem allerdings weiterhin geringen Ausmaß in der formalen Berufs-
bildung etablieren konnte (Gosink/Pilz, 2019; Pilz, 2012; Schlögl/Gramlinger , 
2009), gibt es in beiden Ländern weiterhin kein Verfahren, welches auf Grundlage der 
Anerkennung informell erworbener beruflicher Kompetenzen einen direkten Zugang 
zu einem Berufsabschluss ermöglichen würde. In Österreich lancieren zahlreiche Bun-
desländer zwar unter dem Label „Du kannst was“ Initiativen zur Anerkennung beruf-
licher Kompetenzen und in Deutschland wird die mögliche Einführung eines Validie-
rungsgesetzes zurzeit diskutiert (BMB/BMWFW, 2017; Schrader/Brandt, 2022). Die 
in diesem Bereich bestehenden Herausforderungen beschäftigen auch die berufspäda-
gogische Forschung (vgl. z. B. Assinger/Biasin, 2023; Gutschow, 2020). Erstaun-
licherweise wenig beachtet werden dabei aber die Entwicklungen im ebenfalls kollektiv 
organisierten Berufsbildungssystem der Schweiz. Von Interesse wäre, erstens, die Tat-
sache, dass das dortige Validierungsverfahren tatsächlich einen Zugang zu einem for-
malen Berufsabschluss ermöglicht, der deshalb als vergleichsweise direkt zu bezeichnen 
ist, weil er ohne die reguläre Abschlussprüfung auskommt (BBT, 2007b). Relevant ist, 
zweitens, dass bei der Umsetzung dieses Verfahrens erhebliche Herausforderungen be-
stehen, insbesondere weil mit ungefähr 7 % der Anteil der Personen, welche auf diesem 
Weg einen Abschluss erreichen, deutlich hinter den Erwartungen zurückliegt – vor al-
lem in der Deutschschweiz (BFS, 2021; Maurer , 2019; Schmid, 2019). Von Bedeutung 
sind, drittens, Hinweise darauf, dass sich das Validierungsverfahren am Prinzip der Mo-
dularisierung orientiert – und dass genau dieses Prinzip auf der Ebene der Umsetzung 
eine Herausforderung darstellt (Maurer , 2019, S. 670).

Den Hinweisen auf die Rolle der Modularisierung in der Umsetzung des Validie-
rungsverfahrens in der Schweiz nachzugehen, ist Ziel dieses Beitrags. Dieser Fokus ist 
für die weitere Debatte in kollektiv organisierten Berufsbildungssystemen relevant, gilt 
ein erhöhter Grad an Modularisierung doch gerade in Deutschland als Voraussetzung 
für Fortschritte im Bereich der beruflichen Nachqualifizierung (vgl. Gutschow, 2015), 
sodass Forderungen nach einer verstärkten Modularisierung beruflicher Bildung nicht 
zuletzt mit dem Verweis auf deren Potenzial für die Anrechnung von Bildungsleistun-



markus maurer612

gen begründet werden (Arbeitsgruppe 9 + 1, 2022, S. 13). Der folgende Beitrag be-
fasst sich in diesem Zusammenhang mit drei spezifischen Fragestellungen, welche mit-
tels eines noch näher darzustellenden historisch-institutionalistischen Ansatzes erörtert 
werden (Stefes, 2019; Thelen, 2002).
–  Inwiefern ist, erstens, das Validierungsverfahren in der Schweiz als Form eines mo-

dularisierten Qualifizierungsansatzes zu verstehen?
–  Wie ist, zweitens, dieses Verfahren entstanden und welche Bedeutung spielten in 

diesem Entstehungsprozess über die berufliche Nachqualifizierung hinausgehende 
Bemühungen zur Flexibilisierung und Modularisierung der Berufsbildung?

–  Inwiefern sind, drittens, die Herausforderungen in der Umsetzung des Validierungs-
verfahrens damit verknüpft, dass dieses Verfahren Aspekte modularisierter Berufs-
bildung aufweist?

Zur Beantwortung der ersten beiden Fragestellungen wurden einschlägige Dokumente 
auf Bundesebene gesichtet: mit Blick auf die erste solche, in welchen das Validierungs-
verfahren im Zuge der Umsetzung des revidierten Berufsbildungsgesetzes reguliert 
wurde; mit Blick auf die zweite Fragestellung solche, mit deren Hilfe sich der Entste-
hungsprozess des Verfahrens ab der Mitte der 1990er Jahre und insbesondere die Rol-
le relevanter Akteure in diesem Prozess nachvollziehen lässt. Zur Beantwortung der 
dritten Fragestellung schließlich wurden 19 qualitative, leitfadengestützten Interviews 
ausgewertet, die in den Jahren 2016 bis 2023 geführt wurden und sich mit der Ausgestal-
tung der beruflichen Nachqualifizierung befassten.1 Vier dieser Interviews wurden mit 
Vertretenden der Bundesbehörden geführt, neun mit Vertretenden jener Kantone der 
deutschsprachigen Schweiz, welche das Validierungsverfahren für Erwachsene anbie-
ten, und schließlich sechs mit Vertretenden von Berufsfachschulen und Organisationen 
der Arbeitswelt in fünf Berufsfeldern, in welchen das Verfahren in der Deutschschweiz 
angeboten wird (Betreuung, Gesundheit, Informatik, Gesundheit und Wirtschaft  & 
Verwaltung). Der Fokus der für diesen Beitrag ausgewerteten Interviews richtete sich 
auf die Umsetzung des Validierungsverfahrens in den vier sogenannten Verfahrenskan-
tonen, in welchen Deutsch eine Amtssprache darstellt (SDBB, 2023). Die Auswertung 
der Dokumente sowie der transkribierten Interviews erfolgte mithilfe der qualitativen 
Inhaltsanalyse (Kuckartz, 2018). Zur Gewährleistung der Anonymität der Interview-
partnerinnen und -partner wird im Hauptteil der Untersuchung auf eine Verwendung 
von persönlichen Namen sowie von Kantonsbezeichnungen verzichtet. Auf zwölf die-
ser Interviews wird im Abschnitt 6 dieses Beitrags explizit verwiesen.

1 Ab 2021 wurden diese Interviews im Rahmen des durch den Schweizerischen Nationalfonds geförderten 
Projekts „Anerkennung früher erworbener Kompetenzen im kollektiv organisierten Berufsbildungssys-
tem der Schweiz“ (Projektnummer 200826) durchgeführt.
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2. Forschungsstand

2.1 Zu den Begriffen Modul und Modularisierung

In der bildungswissenschaftlichen Literatur ist der Begriff „Modul“ bzw. „Modularisie-
rung“ stark etabliert, doch existiert eine große Breite an Definitionen, und vor allem 
in bildungspolitischen Dokumenten sind die entsprechenden Setzungen stark von der 
jeweiligen Bildungsstufe und dem geographischen Kontext geprägt. So sind die Voraus-
setzungen für die Modularisierung in der Berufsbildung in einem kollektiv organisier-
ten Berufsbildungssystem gänzlich andere als für jene in der nichtformalen Erwachse-
nen- und Weiterbildung oder in der Hochschulbildung, dies nur schon deshalb, weil in 
der formalen Berufsbildung Bildungs- und damit auch Prüfungsinhalte oft auf nationa-
ler Ebene verbindlich festgelegt sind. Einigkeit besteht aber grundsätzlich darüber, dass 
Module „components of education and training programmes“ (Cedefop, 2008, S. 193), also 
in sich geschlossene Einheiten darstellen, welche über herkömmliche Sequenzen von 
Bildungsgängen hinausgehen. Entsprechend verweist die Literatur oft auch darauf, dass 
Module jeweils mit Prüfungen abschließen (vgl. z. B. Gonon, 2005, S. 61). In einzelnen 
Formen modularisierter Ausbildungen wird die Absolvierung einzelner Module zudem 
zertifiziert, sodass auch ohne das Durchlaufen einer ganzen Ausbildung eine Teilqualifi-
kation erreicht wird, welche auf dem Arbeitsmarkt oder innerhalb des Bildungssystems 
eine Anerkennung erhält (Cedefop, 2015, S. 16).

Bereits in dieser Darstellung wird sichtbar, dass  – wie auch von Pilz u. a. (2018, 
S. 5) festgestellt – unterschiedlich weit gehende bzw. „radikale“ Formen der Modulari-
sierung existieren. Um die Komplexität an Erscheinungsformen zumindest auf konzep-
tioneller Ebene zu reduzieren, wurden in der Literatur daher unterschiedliche Typo-
logien entwickelt (vgl. z. B. Dubs, 2003; Pilz et  al., 2018; Seufert, 2018; Sloane, 
1997). In teilweiser Anlehnung an solch bestehende Typologien wird nun ein Raster zur 
Einordnung unterschiedlicher Formen der Modularisierung vorgestellt, welches drei 
Dimensionen mit entsprechenden Ausprägungen umfasst. Der Mehrwert des Rasters 
besteht darin, dass es das Ausmaß der inhaltlichen und der zeitlichen Flexibilisierung 
je getrennt betrachtet und mit der Dimension der Differenzierungsebene einen Aspekt 
aufnimmt, welcher in der bestehenden Literatur kaum beachtet wird – für das Verständ-
nis der dargestellten Herausforderungen in der Schweiz, und potenziell weit darüber 
hinaus, jedoch von zentraler Bedeutung ist.

Eine erste Dimension betrachtet das Ausmaß der inhaltlichen Flexibilisierung. Tat-
sächlich steht dieser Aspekt, wenn auch nicht unter dieser Bezeichnung, besonders im 
Zentrum der erwähnten Typologien. Hier sind vier Ausprägungen von Interesse: So 
finden sich Formen der Modularisierung, welche keine inhaltliche Flexibilität zulassen. 
Eine Ausbildung wird bei diesem Ansatz in allesamt verpflichtend zu belegende Module 
unterteilt, weshalb eine entsprechende Qualifikation nur erhält, wer sämtliche Module 
absolviert hat. Ein geringes Maß an inhaltlicher Flexibilität liegt dann vor, wenn neben 
Pflichtmodulen auch Spezialisierungsmodule zu belegen sind, wobei bei den letzteren 
eine Auswahl besteht. Ein mittleres Maß an inhaltlicher Flexibilität zeigt sich, wenn aus 
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einer großen Zahl von Modulen frei gewählt werden kann. Der Abschluss wird erreicht, 
wenn eine gewisse Zahl von Modulen oder ein definiertes Maß an im Rahmen von Mo-
dulen erbrachten Lernleistungen vorliegt. Ein hohes Maß an inhaltlicher Flexibilität 
lässt sich schließlich dann feststellen, wenn aus einer Gesamtheit von Modulen frei aus-
gewählt werden kann und eine über das Abschließen einzelner Module hinausgehende 
Qualifikation nicht mehr im Zentrum steht. Insgesamt gilt das Ausmaß der inhaltlichen 
Flexibilisierung in kollektiv organisierten Berufsbildungssystemen im Allgemeinen als 
gering (Pilz et  al., 2018). Dies lässt sich unter anderem damit begründen, dass be-
rufliche Ausbildungen hier auf umfassende berufliche Tätigkeiten vorbereiten, die am 
Prinzip der Beruflichkeit orientiert sind (Deißinger , 1998; Elsholz/Neu, 2019), 
aber auch damit, dass diese in der Regel „summativ und am Ende der Ausbildungszeit 
geprüft“ werden (Frommberger , 2009, S. 24). Vorschläge für eine hohe inhaltliche 
Flexibilisierung werden aber auch in diesen Systemen immer wieder in die Diskussion 
eingebracht (vgl. z. B. Seufert, 2018, S. 53–55).

Eine zweite Dimension nimmt das Ausmaß der zeitlichen Flexibilisierung in den Blick, 
welche selbst bei nicht vorhandener inhaltlicher Flexibilisierung möglich – und deshalb 
getrennt von dieser zu nennen ist. Hoch ist das Ausmaß der zeitlichen Flexibilität oft 
in Hochschulausbildungen oder in modularisierten Ausbildungen in liberalen Berufs-
bildungssystemen, etwa in England, so dass die Teilnehmenden selbst bestimmen kön-
nen, zu welchem Zeitpunkt sie gewisse Kurse belegen (Deißinger , 2009). In kollektiv 
organisierten Berufsbildungssystemen ist die zeitliche Flexibilität modularisierter Aus-
bildungen oft gering (Pilz et al., 2018, S. 5), nicht zuletzt, weil deren Länge meist auf 
Gesetzesebene definiert wird. Dies zeigt etwa die als modularisiert geltende Berufsaus-
bildung im Bereich der Informatik in der Schweiz, deren Module von den Lernenden 
in einer vorgegebenen Reihenfolge und in der Regel im Klassenverband zu absolvieren 
sind (SBFI, 2020).

Die dritte, in der Literatur kaum explizit diskutierte Dimension ist jene der Diffe-
renzierungsebene. Damit richtet sich der Blick auf die Ebene, auf welcher die vor dem 
Hintergrund der Modularisierung vorzunehmende Differenzierung der Ausbildungs-
inhalte vorgenommen wird. Im Fokus stehen hier drei mögliche Ausprägungen: So 
setzen einige Ansätze der Modularisierung, nicht zuletzt in kollektiv organisierten Be-
rufsbildungssystemen, auf der Ebene von Berufsfeldern an, mit dem Ziel, bestehende, 
eng verwandte Berufe zusammenzuführen. Diese verfügen sodann einerseits über einen 
gemeinsamen, berufsübergreifenden Kern, andererseits über berufsspezifische Vertie-
fungsoptionen, die hier als Module gelten (Frommberger , 2009). Bei anderen Ansät-
zen findet die Differenzierung auf der Ebene von (meist bereits bestehenden) Berufen 
statt. Sichtbar wird dieser Zugang vor allem in den erwähnten liberalen Berufsbildungs-
systemen. Oft lassen sich hier vergleichsweise wenig umfangreiche Teilqualifikationen 
abschließen, die sich jedoch zu einem umfassenderen Berufsabschluss verbinden lassen 
(Deißin ger , 2009). Schließlich sind einige Ansätze der Modularisierung auf der Ebe-
ne der Umsetzung angesiedelt, erfolgen also – wie etwa in der beruflichen Nachquali-
fizierung in Deutschland (Gutschow, 2015) – in Bezugnahme auf bestehende, nicht 
modularisierte Ordnungsdokumente.



615Modularisierte berufliche Nachqualifizierung

2.2 Modularisierung in der beruflichen Nachqualifizierung

Tatsächlich handelt es sich bei der beruflichen Nachqualifizierung um einen Bereich, in 
welchem selbst in kollektiv organisierten Berufsbildungssystemen eine vergleichsweise 
große Offenheit gegenüber Ansätzen der Modularisierung vorhanden ist. Diese Offen-
heit lässt sich, neben dem später hier darzustellenden Fall der Schweiz, auch für jenen 
Deutschlands feststellen, wo gemäß Kutscha (2002, S. 66) die Modularisierung in der 
Nachqualifizierung bereits seit Längerem als wenig umstritten gilt. Allerdings liegt ge-
rade für Deutschland wenig Forschung dazu vor, inwiefern sich die Modularisierung in 
diesem Bereich tatsächlich etablieren konnte, mit der Ausnahme insbesondere der von 
Gutschow (2015) vorgelegten Übersichtsarbeit.

Hinsichtlich zumindest der beiden ersten Fragestellungen dieses Beitrags, die sich – 
mit Blick auf die Schweiz – für die Form der Modularisierung in der beruflichen Nach-
qualifizierung sowie für die Entstehung dieses Ansatzes interessieren, lassen sich vor 
dem Hintergrund der Beiträge zu einschlägigen Initiativen dennoch einige wichtige 
Feststellungen treffen (vgl. Ekert/Rottowe/Weiterer , 2012; Grebe/Ekert, 2017; 
Grunwald, 2012; Gutschow, 2015, 2020; Gutschow/Schreiber/Gei, 2012). So 
lässt sich zunächst festhalten, dass der Bereich der beruflichen Nachqualifizierung in 
Deutschland nicht in das System der dualen Berufsbildung eingebunden ist, sich auf 
dieses System jedoch bezieht. Dies bedeutet für modularisierte Ansätze der beruflichen 
Nachqualifizierung insbesondere, dass sie in einem gewissen Masse mit den rechtlichen 
und curricularen Bestimmungen des dualen Systems abzustimmen sind. Dabei ist zu 
unterscheiden einerseits zwischen jenen Angeboten der beruflichen Nachqualifizie-
rung, welche als Teil des Übergangsbereichs meist junge Erwachsene auf eine Berufs-
ausbildung im dualen System vorbereiten, und jenen Angeboten andererseits, welche 
konzipiert sind im Hinblick auf die Zulassung zur Externenprüfung, deren Kompe-
tenzanforderungen mit den Schlussprüfungen der Auszubildenden im dualen System 
identisch sind. Das Ziel modularisierter Ausbildungen besteht nun im Falle beider An-
gebotstypen nicht zuletzt darin, entsprechende Bildungsleistungen leichter anrechen-
bar zu machen. Im Übergangsbereich steht dabei die Anrechnung an die Ausbildung 
im dualen System im Zentrum. Bei jenen Angeboten, welche mit Blick auf die Exter-
nenprüfung konzipiert sind, geht es hingegen meist primär darum, die eingeforderte 
Arbeitserfahrung im Umfang der eineinhalbfachen Länge der Regeldauer im Ausbil-
dungsberuf letztlich glaubhaft machen zu können. Das Ziel, Teilnehmende  – auf der 
Basis etwa von modularisierten Darstellungen von Ausbildungsberufen – von einzel-
nen Teilen der Schlussprüfung zu dispensieren, wird somit kaum verfolgt (Grunwald, 
2012, S. 25; Gutschow et al., 2012).

Während in kollektiv organisierten Systemen modularisierte Angebote der beruf-
lichen Nachqualifizierung, wie erwähnt, in Bezugnahme auf meist nicht modularisierte 
berufliche Ordnungsdokumente ausgearbeitet werden, sind die Voraussetzungen für 
diesen Bereich in Ländern mit grundsätzlich modularisierten Ausbildungsgängen in-
nerhalb der oberen Sekundarstufe gänzlich andere. Als Beispiel könnte etwa der Ansatz 
Schwedens genannt werden, wo die Kurse („kurser“) der vollumfänglich modularisier-
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ten Gymnasialausbildung, auch jene der berufsbildenden Richtungen, im Rahmen der 
grundsätzlich nicht-formalen Erwachsenenbildung („komvux“) einzeln absolviert wer-
den können (Maurer , 2023; Skolverket, 2013).

3. Theoretischer Ansatz dieses Beitrags

Der vorliegende Beitrag argumentiert auf Grundlage eines sich auf den historischen In-
stitutionalismus beziehenden theoretischen Ansatzes (Stefes, 2019; Thelen, 2002). 
Dieser trägt nicht nur dazu bei, den dargestellten Entwicklungsprozess in der Berufs-
bildung der Schweiz – auf der Grundlage von primär qualitativen Daten – zu interpre-
tieren, sondern liegt der Darstellung des untersuchten Prozesses insgesamt zugrunde. 
Historisch-institutionalistische Interpretationen gesellschaftlichen Wandels haben sich 
mittlerweile in der Berufsbildungsforschung stark etabliert, wobei die entsprechende 
Literatur meist auf den Wandel des rechtlichen Rahmens der Berufsbildung fokussiert 
(vgl. z. B. Busemeyer , 2009; Di Maio/Graf/Wilson, 2020). Der Theorierahmen 
bietet sich jedoch auch zur Analyse von Umsetzungsprozessen an, wie sie im Zentrum 
dieses Beitrags stehen.

In Abgrenzung zum in der Politikwissenschaft vorherrschenden Verständnis (vgl. 
z. B. Streeck/Thelen, 2005, S. 10) umfasst die hier verwendete Definition des Insti-
tutionsbegriffs nicht nur formales Recht (z. B. Gesetze und Verordnungen), sondern 
insbesondere auf unterschiedlichen Ebenen von Bildungssystemen existierende Re-
gulierungen, in welchen Entscheidungen bezüglich der Steuerung, des Inhalts und der 
Organisation von Bildungsangeboten getroffen werden. Der historisch-institutionalisti-
sche Theorierahmen liegt jedoch vor allem auch der Art und Weise zugrunde, wie das 
wechselseitige Verhältnis zwischen Institutionen und Akteuren gedeutet wird: So defi-
nieren Institutionen in der hier vertretenen Lesart zum einen den Handlungsspielraum 
sozialer Akteure – und schränken diesen somit auch ein –, werden aber zum anderen 
von oft in Koalitionen handelnden Akteuren geformt. Im Sinne des historischen Insti-
tutionalismus werden critical junctures – oft herbeigeführt durch externe Schocks – als 
zentral für die Genese von Institutionen verstanden. Im Anschluss an solche kritischen 
Zeitpunkte erweisen sich Institutionen oft als relativ unbeweglich („sticky“) und pfadab-
hängig, und zwar insbesondere auch deshalb, weil sie – bei erfolgreicher Etablierung – 
von positiven Rückkopplungseffekten („positive feedback“) profitieren, oft bestehend in 
der Unterstützung durch zentrale Akteure (Pierson, 2000; Thelen, 2003), sowie von 
„institutioneller Komplementarität“, d. h. vom Phänomen, dass einzelne Institutionen 
in ein Geflecht sich ergänzender und sich damit gegenseitig stützender Institutionen 
eingebunden sein können.

Von besonderer Bedeutung für diesen Beitrag sind Überlegungen zu schrittweisem 
institutionellem Wandel („gradual change“). Dieser kann bestimmenden Akteuren zur 
Erhaltung des bestehenden institutionellen Rahmens in einem bestimmten Politikbe-
reich dienen, führt unter Umständen jedoch auch zu grundlegendem, transformativem 
institutionellen Wandel (Mahoney/Thelen, 2010). Eine besonders kontrovers dis-
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kutierte Form institutionellen Wandels stellt dabei die institutionelle Schichtung („laye-
ring“) dar, welche die Entstehung zusätzlicher institutioneller Bestimmungen bezeich-
net, als Alternative etwa zur Ersetzung bestehender Bestimmungen („displacement“) 
(Mahoney/Thelen, 2010, S. 16). In seinem Beitrag zur Expansion berufsbegleitender 
Hochschulausbildungen argumentiert etwa Graf, dass institutionelle Schichtung dazu 
beigetragen habe, die bestehende „institutionelle Logik“ im Bildungswesen zu stabi-
lisieren sowie Reformdruck zu mindern (Graf, 2016). Insofern stellt er sich in einen 
gewissen Gegensatz zu Beiträgen, gemäß welchen institutionelle Schichtung zu mehr 
Komplexität und Inkonsistenz führen könne, was bestehende institutionelle Strukturen 
unterminiere und letztlich zu erhöhtem Reformbedarf führe (Patashnik/Zelizer , 
2013).

Damit richtet sich der Blick auf die Prozesse der Umsetzung. Zum Verständnis 
solcher Prozesse sind drei in einem Beitrag von Polman/Alons (2021) notierte Er-
kenntnisse der historisch-institutionalistischen Literatur von besonderer Relevanz für 
den vorliegenden Beitrag: Erstens würden wesentliche Kosten, welche im Zuge der 
Einführung einer Reform zumindest kurzfristig entstehen, im Rahmen der Umsetzung 
anfallen, weshalb viele Akteure auf dieser Ebene gegenüber institutionellem Wandel 
skeptisch seien. Zweitens stelle die Phase der Umsetzung für viele Akteure dieser Ebene 
einen Prozess des Problemlösens dar, der sich sehr wesentlich auch durch Versuch und 
Irrtum („trial and error“) auszeichne. Drittens sei das Feedback implementierender Ak-
teure für die Anpassung von Reformen bzw. ganz allgemein für die Weiterentwicklung 
bestehender Institutionen zentral, zumindest im Falle entsprechender staatlicher Struk-
turen (vgl. hierzu auch Smedby, 2020).

Der historisch-institutionalistische Ansatz dieses Beitrags manifestiert sich insbe-
sondere in der Anlage der nun folgenden Analyse: So legt sie zunächst den Fokus a) auf 
die bereits vor der Einführung des Validierungsverfahrens bestehenden institutionellen 
Voraussetzungen für Erwachsene, welche einen Berufsabschluss anstreben, stellt so-
dann b) die Akteurskonstellation im Kontext der Debatte um die Modularisierung der 
Berufsbildung Ende der 1990erjahre dar, analysiert daraufhin und mit Blick auf die in 
Abschnitt 2.2 vorgestellten Dimensionen c) die zentralen Regelungen des Validierungs-
verfahrens und diskutiert schließlich d) die Umsetzung dieses Verfahrens als Prozess 
insbesondere behördlichen Problemlösens, der auch die Debatte auf Bundesebene be-
einflussen würde.

4.  Voraussetzungen der Entwicklung des Validierungsverfahrens  
in der Schweiz

In der Zeit zwischen der Einführung des ersten Berufsbildungsgesetzes 1930 und der 
Gesetzesrevision von 2002 bestanden für Erwachsene in der Schweiz drei bis heute exis-
tierende Möglichkeiten, einen Abschluss der beruflichen Grundbildung zu erwerben 
(Maurer/Wettstein/Neuhaus, 2016), nämlich a) die (meist dual organisierte) 
reguläre Berufsausbildung, b) die verkürzte Berufsausbildung (vor allem für Personen 
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mit abgeschlossener Ausbildung im gleichen Berufsfeld) und c) die Möglichkeit, die 
Abschlussprüfung auf dem Weg einer „direkten Zulassung“ abzulegen, eine Option, 
welche  – vergleichbar mit den Bestimmungen zur Externenprüfung in Deutschland 
(Annen/Schreiber , 2011) – Personen mit Berufserfahrung von mindestens fünf Jah-
ren offen steht.

Dass das 2002 revidierte Gesetz Bestimmungen enthielt, welche schließlich die 
Einführung eines Validierungsverfahrens ermöglichten, war im Wesentlichen die Fol-
ge dreier Faktoren in den 1990er Jahren: Erstens führte die wirtschaftliche Rezession 
nach 1990 zu einer umfassenden Krise auf dem Lehrstellenmarkt sowie zu hoher Ar-
beitslosigkeit insbesondere in Industrie und Baugewerbe, was Verwaltung und Politik 
dazu drängte, nach Möglichkeiten zur Flexibilisierung der Berufsbildung zu suchen 
(Strahm, 2008; Trampusch, 2010). Zweitens forderten Vertreterinnen der Frauen-
bewegung im Bundesparlament vor allem mit Blick auf den beruflichen Wiedereinstieg 
erwachsener Frauen ein „modulare[s] Aus-, Fort- und Weiterbildungssystem[…]“ und 
schlugen vor, dass die „Lehrabschlussprüfung […] in Etappen, die als Teilabschlüsse 
gelten, abgelegt werden“ kann (Schweizer Parlament, 1993). Drittens engagierten 
sich, inspiriert von Bemühungen in Frankreich, ab den frühen 1990er Jahren die Behör-
den einzelner Kantone in der Westschweiz, vor allem jene des Kantons Genf, für eine 
umfassendere Anerkennung von Berufserfahrungen, und machten es so möglich, dass 
auf der Grundlage von Portfolios Berufsabschlüsse, wenn auch zunächst nur kantonal 
anerkannte, erworben werden konnten (Cedefop, 1997; Morand-Aymon, 2004).

Vor diesem Hintergrund regte die Bundesregierung der Schweiz eine umfassende 
Reform der Berufsbildung an, und zwar durch die Einführung eines „modulare[n] Sys-
tem[s]“, welches zur „Durchlässigkeit zwischen den Berufen“, aber auch zur besseren 
Anerkennung bereits erworbener Kompetenzen beitragen sollte (Schweizerischer 
Bundesrat, 1996, S. 612–615). Als aber 2002 schließlich ein revidiertes Berufsbildungs-
gesetz verabschiedet wurde (Bundesversammlung, 2002), hatten sich die Moder-
nisierungskräfte nur in wenigen Punkten durchsetzen können. Insbesondere die um-
fassende Modularisierung konnte nicht Fuß fassen, denn zentrale Akteure lehnten sie 
ab (vgl. z. B. Gonon, 2009, S. 85).

Dennoch umfasste das revidierte Gesetz die für den Bereich der beruflichen Nach-
qualifizierung entscheidende neue Regelung, dass nämlich eine berufliche Grundbil-
dung nicht nur durch eine reguläre Abschlussprüfung, sondern auch durch eine Verbin-
dung von Teilprüfungen oder durch „andere Qualifikationsverfahren“ abgeschlossen 
werden könne (Bundesversammlung, 2002, Art. 33). Solche Verfahren kämen eher 
für Erwachsene in Frage und würden die „Anerkennung von Berufs- oder sonstiger 
Praxis, de[n] Nachweis von Theorie-Modulen usw.“ ermöglichen (Schweizerischer 
Bundesrat, 2000, S. 5758). In Anlehnung an die bestehende Regelung wurde für die 
direkte Zulassung bestimmt, dass zu solchen Verfahren nur zugelassen würde, wer „eine 
mindestens fünfjährige berufliche Erfahrung“ vorweisen könne (Schweizerischer 
Bundesrat, 2003, Art. 32).
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5.  Ausgestaltung eines modularisierten Anerkennungsverfahrens  
auf Bundesebene

Auf Grundlage der 2004 eingeführten neuen Rechtsgrundlage wurden nun auf der Ebe-
ne des Bundes Bestimmungen zur Regelung eines Validierungsverfahrens ausgearbeitet. 
Diese wurden 2007 in Form eines nationalen Leitfadens erstmals erlassen (BBT, 2007b), 
der insbesondere die Phasen des Verfahrens definierte, jedoch auch die Zuständigkeiten 
auf der Ebene der Umsetzung klärte.

5.1 Phasen des Verfahrens und Zuständigkeiten

Für das Verfahren besonders kennzeichnend ist die Phase der Bilanzierung. In dieser 
sollen Teilnehmende in einem Dossier nachweisen, ob sie „alle oder mehrere Hand-
lungskompetenzen […] des anvisierten Berufes“ besitzen und „die Anforderungen der 
Allgemeinbildung“ erfüllen (BBT, 2007b, S.  21). In der Phase der „Beurteilung“ wird 
dieses Dossiers durch Expertinnen und Experten beurteilt und ein Gespräch mit den 
Teilnehmenden durchgeführt, in welchem sie ausgewählte Aspekte des Dossiers er-
läutern. In der anschließenden Phase der „Validierung“ wird durch die zuständige Be-
hörde eine „Lernleistungsbestätigung“ für allfällig bestandene, somit validierte Hand-
lungskompetenzen ausgestellt; im Falle nicht validierter Handlungskompetenzen wird 
eine sogenannte ergänzende Bildung eingefordert, welche im Rahmen strukturierter 
Bildungsangebote oder aber durch ergänzende berufliche Praxis zu erwerben ist. Wenn 
alle beruflichen Handlungskompetenzen sowie die Kompetenzen der Allgemeinbil-
dung validiert sind, wird in der Phase der „Zertifizierung“ schließlich der entsprechen-
de Abschluss der beruflichen Grundbildung ausgestellt.

Die Validierung wird nicht durch alle Kantone angeboten, sondern nur durch so-
genannte Verfahrenskantone, welche eine Anerkennung durch den Bund benötigen 
(BBT, 2010). Von den 21 Kantonen, in welchen Deutsch eine Amtssprache darstellt, sind 
gegenwärtig vier als Verfahrenskantone anerkannt. Gleichzeitig wurde es auch den Trä-
gerschaften der beruflichen Grundbildungen, in der Regel den zuständigen Berufsver-
bänden, überlassen, sich für die Schaffung eines Validierungsverfahrens in ihrem Beruf 
zu engagieren. Entsprechend ist das Validierungsverfahren gegenwärtig nur in 13 Beru-
fen verfügbar (SDBB, 2023).

5.2 Modularisierungsansatz des Verfahrens

Wie oben dargestellt ist die Entstehung des Verfahrens in einem engen Zusammenhang 
mit der ab der zweiten Hälfte der 1990er Jahre geführten Debatte zur Modularisierung 
der Berufsbildung in der Schweiz zu sehen. Zwar wurde im erwähnten Leitfaden nur im 
Zusammenhang mit der ergänzenden Bildung explizit Bezug auf die Modularisierung 
genommen, welche in Form von „Kursen und Modulen“ erfolgen konnte (BBT, 2007b, 
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S.  24). Die Modularisierung des Verfahrens lässt sich jedoch insbesondere in dessen 
Konzeption feststellen.

Zeitliche Flexibilisierung: Das Validierungsverfahren darf insbesondere deshalb als 
modularisiert bezeichnet werden, weil es eine zeitliche Flexibilisierung des Qualifika-
tionsverfahrens ebenso wie des allfällig erforderlichen zusätzlichen Kompetenzerwerbs 
erlaubt. So lässt sich das Dossier in der Regel innerhalb eines längeren Zeitraums ab 
formellem Beginn des Verfahrens zusammenstellen, und Kompetenzen, welche sich 
auf Grundlage des Dossiers nicht validieren lassen, können zeitlich flexibel im Rahmen 
der ergänzenden Bildung erworben werden, etwa durch die Belegung von Kursen aus 
einem modularisierten Angebot.

Inhaltliche Flexibilisierung: Das Validierungsverfahren erlaubt im Vergleich zur regu-
lären Berufsausbildung inhaltlich kaum mehr Flexibilität, da Teilnehmende auch in die-
sem aufzuzeigen haben, dass sie in allen Bereichen des Berufsbilds kompetent sind. Ein 
gewisses Maß an inhaltlicher Flexibilität ist einzig darin zu erkennen, dass Teilnehmen-
de einige wenige der zu validierenden Kompetenzen selbst auswählen können (vgl. z. B. 
Oda Santé, 2018). Dies ist jedoch vergleichbar mit dem regulären Qualifikationsver-
fahren, bei welchem im berufspraktischen Teil der Abschlussprüfung die zu prüfenden 
Handlungskompetenzen auszuwählen sind, dort allerdings nicht durch die Lernenden, 
sondern durch die Ausbildenden im Betrieb (vgl. z. B. Oda Santé, 2016).

Differenzierungsebene: Die Analyse des Verfahrens legt nahe, dass die inhaltliche 
Differenzierung zwar auf der Ebene der regulären Ordnungsdokumente der Berufe 
stattfindet, die erwähnte, vor allem zeitliche Flexibilisierung jedoch auf nachgelager-
ter Ebene vorgenommen wird. So beruht die inhaltliche Differenzierung des Validie-
rungsverfahrens nämlich auf dem sogenannten Qualifikationsprofil, einer syntheti-
sierten Darstellung des Berufsbilds in Matrixform, in welcher die in den zentralen 
Ordnungsdokumenten beschriebenen, lernortsübergreifenden beruflichen Hand-
lungskompetenzbereiche notiert sind, ebenso wie die den einzelnen Bereichen zuge-
teilten beruflichen Handlungskompetenzen (SBFI, 2017b). Solche Profile wurden erst-
mals zeitgleich mit der Etablierung des Validierungsverfahrens ausgearbeitet  – sind 
in der Zwischenzeit jedoch integrale Bestandteile der Ordnungsdokumente jeder 
beruflichen Grundbildung in der Schweiz geworden, gelten somit auch für die regu-
lären, dual organisierten Berufsausbildungen (BBT, 2007a, S.  12). Beim Validierungs-
verfahren ist dieses Profil insbesondere in der bereits erwähnten Phase der Bilanzie-
rung maßgebend, denn das Dossier (vgl. 5.1) ist anhand der im Qualifikationsprofil 
definierten Bereiche zu strukturieren – und das Profil ist sodann auch die Grundlage 
für die Entscheidung darüber, welche Kompetenzen validiert werden bzw. welche 
Kompetenzen allenfalls im Rahmen der ergänzenden Bildung noch zu erwerben sind. 
Paradoxerweise erfolgt die Differenzierung beim Validierungsverfahren anhand der in 
den zentralen beruflichen Ordnungsdokumenten definierten Qualifikationsprofile so-
mit konsequenter als in der regulären Berufsausbildung. Diese, wie auch das reguläre 
Qualifikationsverfahren, sind nämlich auf der dem Qualifikationsprofil nachgelager-
ten Umsetzungsebene primär anhand des Lernortprinzips differenziert, sodass etwa in 
der Strukturierung der schulischen Abschlussprüfung kaum explizit auf die einzelnen 
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Handlungskompetenzbereiche Bezug genommen wird (SBFI, 2012). Im Gegensatz dazu 
orientiert sich die Differenzierung des Validierungsverfahrens auch auf der Ebene der 
Umsetzung am Prinzip der beruflichen Handlungskompetenzen. Wie im Folgenden ge-
zeigt wird, ist in dieser besonderen Differenzierungslogik des Validierungsverfahrens 
eine für die Umsetzung zentrale Herausforderung zu sehen.

6. Umsetzung des Validierungsverfahrens auf der Ebene der Kantone

In den Jahren seit seiner Lancierung expandierte das Validierungsverfahrens deutlich 
weniger stark als erhofft (Schmid, 2019): So liegt der Anteil der Personen, welche die-
ses Verfahren erfolgreich absolvierten, bei ca. 7 %, bezogen auf die Gesamtheit der Er-
wachsenen über 25, die in der Schweiz einen Abschluss der beruflichen Grundbildung 
erreichten (BFS, 2021; Wettstein, 2016). Wie in der Literatur dargestellt, sind die 
Gründe für dieses geringe Maß der Expansion auf unterschiedlichen Ebenen zu suchen. 
Eine der diskutierten Thesen ist, dass – zur Gewährleistung der Glaubwürdigkeit beruf-
licher Abschlüsse  – das Validierungsverfahren für potenzielle Teilnehmende letztlich 
zu anspruchsvoll und aufwändig ausgestaltet wurde (Maurer , 2022a), ein Befund, der 
sich auch mit Hinweisen zu anderen europäischen Ländern deckt (vgl. z. B. Werquin, 
2021). Einen Einfluss scheinen – je nach Branche unterschiedlich ausgeprägt – auch Vor-
behalte vonseiten der Betriebe zu haben. Außerdem gibt es Hinweise darauf, dass sich 
einige Kantone zunächst stark für die Einführung des Verfahrens eingesetzt hatten, die-
ses kantonale Engagement nach einigen Jahren aber nachgelassen hat (Maurer , 2019). 
Hierbei, so ein weiterer Hinweis aus der Literatur, könnte eine Rolle spielen, dass das 
Validierungsverfahren am Prinzip der Modularisierung orientiert ist (Maurer , 2019, 
S. 670). Diesem möglichen Zusammenhang ist im Folgenden nun näher nachzugehen.

6.1 Akteurskoalitionen in der Phase der Lancierung des Validierungsverfahrens

Die Auswertung zeigt, dass das Validierungsverfahren je nach Kanton von unterschied-
lichen Akteurskoalitionen vorangetrieben wurde. Zu diesen zählen insbesondere die 
Verwaltung sowie, je nach Kanton in unterschiedlichem Masse, politische Entschei-
dungsträger und Berufsverbände. Im Kanton Genf etwa – der im Weiteren nicht weiter 
untersucht wird – war die Entwicklung der Validierung Teil einer sozialpolitisch moti-
vierten Strategie, Abschlüsse der Berufsbildung möglichst auch für Erwachsene zugäng-
lich zu machen (INT 6 & 18). Im Kanton 3 bestand zwar kein vergleichbares politisches 
Interesse an der Thematik, doch engagierten sich insbesondere Arbeitgebende aus dem 
Gesundheitsbereich für die Validierung, weshalb diese dort bald Fuß fasste (INT 11 & 
17). Groß war das Interesse von Seiten des Gesundheitsbereichs auch im Kanton 1, wes-
halb sich dessen Behörden bald ebenfalls auf nationaler Ebene für die Validierung ein-
setzten (INT 1 & 14). Im Gegensatz dazu zeigten sich Vertretende des Gesundheitswe-
sens in der Nordwestschweiz mit den Möglichkeiten der direkten Zulassung zufrieden, 
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was entscheidend dazu beitrugt, dass im ebenfalls nicht mehr weiter diskutierten Groß-
raum Basel die Validierung keine Bedeutung erlangen konnte (Maurer/Schneebeli, 
2018). Für die Kantone 2 und 4 schließlich legen die Daten nahe, dass die Förderung der 
Validierung primär ein Anliegen einzelner Teile der Bildungsverwaltung blieb (INT 4, 
12 & 15).

Die Lancierung des Validierungsverfahrens erforderte von den kantonalen Behör-
den zusätzliche, für Initialisierungsphasen typische Verwaltungsanstrengungen. So wa-
ren die gemäß nationalem Leitfaden definierten Prozesse einzurichten und das Perso-
nal entsprechend zu schulen. Eine wesentliche Herausforderung bestand in zahlreichen 
Berufen vor allem darin, die bis dahin primär für die regulären Abschlussprüfungen 
zuständigen Prüfungsexpertinnen und -experten der einzelnen Berufe vom Wert des 
neuen Verfahrens zu überzeugen (INT 11, 12 & 14). Die Tatsache, dass bei der Einfüh-
rung des Verfahrens gewisse kantonale Besonderheiten zugelassen waren, erforderte 
eine enge Rücksprache mit Verbänden, Schulen, aber auch mit den Bundesbehörden 
(INT 6, 10, 11 & 14).

6.2 Herausforderungen der ergänzenden Bildung

Während sich viele strittige Fragen in der Anfangsphase klären ließen, blieb auf der 
Ebene der Kantone jedoch eine Herausforderung bestehen, welche in der Literatur zur 
Validierung in der Schweiz bisher keine Beachtung fand: jene der Bereitstellung der er-
gänzenden Bildung.

Damit Teilnehmende Kompetenzen, welche aufgrund ihres Dossiers nicht validiert 
werden, dennoch erwerben können, ist nämlich im Grundsatz ein entsprechendes be-
rufsspezifisches Angebot bereitzustellen. Die Herausforderung besteht nun darin, dass 
das Validierungsverfahren und mit ihm die ergänzende Bildung auf der Differenzierung 
der Qualifikationsprofile in lernortsübergreifende berufliche Handlungskompetenzen 
aufbauen, denen in der regulären, meist dual organisierten Berufsausbildung keine ver-
fügbaren Ausbildungseinheiten entsprechen. Es bedarf deshalb eines modularisierten 
Angebots, das sich von dem schulischen Anteil der regulären Berufsausbildung unter-
scheidet. Dies ist zum einen aus offensichtlichen organisatorischen Gründen erforder-
lich, sollten doch mit Blick auf die Attraktivität des Angebots sämtliche Module inner-
halb einer möglichst kurzen Zeit (z. B. innerhalb eines Jahres) mindestens einmal und 
ohne zeitliche Überlappungen durchgeführt werden (Maurer , 2018); zum anderen 
aber auch aus curricularen Gründen, denn die Module sollten – da sie an den als ge-
samtheitlich verstandenen beruflichen Handlungskompetenzen orientiert sind – mehr 
als nur die Inhalte der Berufsfachschule abdecken.

Ein Angebot in dieser Form ließ sich, zumindest in der Deutschschweiz, nur in weni-
gen Fällen in Berufen mit einer hohen Zahl von Teilnehmenden aufbauen. Dies war ins-
besondere im Kanton 3 für die Fachleute Gesundheit der Fall, wobei aber selbst dort in 
einzelnen Modulen die geringe Zahl an Teilnehmenden eine Herausforderung darstellt 
(INT 11). Anders der Fall des Berufs der Logistikerinnen und Logistiker, ebenfalls im 
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Kanton 3: Die Zahl der Teilnehmenden verharrte über Jahre auf derart tiefem Niveau, 
dass die entsprechende Schule das Angebot einstellte – und die Behörden zur Suche 
nach einem neuen Partner drängte (INT 16 & 17).

Tatsächlich zeigt sich im Umgang mit den Herausforderungen der ergänzenden Bil-
dung, was die historisch-institutionalistische Literatur als Methode des „trial and error“ 
implementierender Organisationen bezeichnet (vgl. Polman/Alons, 2021). Im Fol-
genden werden drei solcher Lösungsansätze dargestellt, welche wiederum mit ihren je 
eigenen Herausforderungen verbunden sind.

Einer der Lösungsansätze besteht darin, die Zahl potenzieller Teilnehmenden in 
Modulen möglichst zu erhöhen. Zu diesem Zweck wurden zum Beispiel im Fall der 
ergänzenden Bildung für die Fachleute Betreuung im Kanton 3 die Module zunächst 
breiter zugeschnitten, sodass sie jeweils mehrere Handlungskompetenzen abdeckten. 
Dagegen wurde jedoch durch Teilnehmende Einspruch erhoben. Sie wiesen darauf hin, 
dass in den zu besuchenden Modulen auch Kompetenzen vermittelt würden, die auf 
Grundlage des Dossiers bereits validiert worden waren (INT 13 & 17). Heute wird in 
diesem Angebot pro Modul nur noch eine Handlungskompetenz vermittelt. Dies ist 
umso herausfordernder, als die Betriebe in diesem Beruf Erwachsene vorzugsweise im 
Rahmen einer verkürzten Grundbildung ausbilden, für welche die zuständige Schule 
ebenfalls einen separaten Kurs anbietet (INT 13).

Ein zweiter möglicher Lösungsansatz besteht darin, auf die Entwicklung eines sepa-
raten Angebots für die ergänzende Bildung zu verzichten, diese stattdessen im Rahmen 
von Betriebspraktika zu organisieren und allenfalls bestehende überbetriebliche Kur-
se zu nutzen. Dieser Ansatz ist für die Kantone mit den geringsten Kosten verbunden, 
gleichzeitig aber mit der Gefahr, die Glaubwürdigkeit des Verfahrens zu unterminieren. 
Diese Gefahr scheint – wie der Fall der Informatik im Kanton 3 nahelegt – dann geringer 
zu sein, wenn das Kompetenzniveau der Teilnehmenden vonseiten der Betriebe insge-
samt als hoch eingeschätzt wird und diese nur wenige Kompetenzen durch ergänzende 
Bildung erwerben müssen (INT 10). In den Kantonen 2 und 4 ist diese Gefahr größer, 
wobei dort besonders deutlich wird, wie sehr die hauptsächlich in Form von Betriebs-
praktika organisierte ergänzende Bildung nur einen Aspekt einer insgesamt als fragil 
zu bezeichnenden Situation der Validierung darstellt. Diese Situation ist auf der einen 
Seite geprägt durch die Bereitschaft der kantonalen Behörden, das Validierungsverfah-
ren zwar anbieten zu lassen, und auf der anderen Seite durch deren mangelnden Willen, 
dieses finanziell so zu fördern, dass es für Betriebe und Teilnehmende eine attraktive 
Alternative darstellen würde zu anderen Berufsbildungsangeboten für Erwachsene, ins-
besondere zur direkten Zulassung sowie zur verkürzten Grundbildung (INT 10 & 15).

Ein dritter Lösungsansatz besteht schließlich darin, Module der ergänzenden Bil-
dung mit anderen Berufsbildungsangeboten für Erwachsene zusammenzuführen. In 
der Deutschschweiz gelingt dies insbesondere im Fall des Angebots im Kanton 1 für 
die Fachleute Gesundheit, allerdings nur dank großer behördlicher Flexibilität. Dessen 
Module können sowohl im Rahmen der ergänzenden Bildung als auch im Rahmen der 
Vorbereitung auf die direkte Zulassung zur Abschlussprüfung genutzt werden. Dieses 
Angebot vermittelt somit nicht nur – wie sonst üblich – die der Berufsfachschule zuge-
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teilten Bildungsinhalte, sondern auch jene der überbetrieblichen Kurse. Dies erhöht die 
durch den Kanton 1 zu deckenden Kosten, doch sind die zuständigen Behörden davon 
überzeugt, dass sich durch diese Flexibilisierung dem Fachkräftemangel bei den Fach-
leuten Gesundheit entgegenwirken lässt (INT 1 & 14). Eine ähnliche Zusammenfüh-
rung der Angebote für die Fachleute Gesundheit wurde im Kanton 3 versucht, sie kam 
allerdings aufgrund von Vorbehalten seitens der Behörden nicht zustande (INT 11).

6.3 Folgen für die Entwicklung auf Bundesebene

Zehn Jahre nach Einführung jener rechtlichen Grundlagen, welche die Ausgestaltung 
des Validierungsverfahrens ermöglichten, erhielt 2014 das Thema der beruflichen Nach-
qualifizierung  – der „Berufsabschluss für Erwachsene“  – auf Bundesebene eine neue 
Dringlichkeit, aus Gründen, die hier nicht weiter erörtert werden können. Die auf 
Bundesebene maßgebenden Akteure, die sogenannten „Verbundpartner“, legten dieses 
Thema als einen der Schwerpunkte in der Entwicklung der Berufsbildung fest. Das da-
raufhin lancierte Projekt war vor allem darauf ausgerichtet, die in die Umsetzung in-
volvierten Akteure, insbesondere die Kantone und die Verbände, bei der Förderung der 
beruflichen Nachqualifizierung im Rahmen der gegebenen bundesrechtlichen Bestim-
mungen zu unterstützen (Maurer , 2022b).

Tatsächlich nimmt seither die Zahl Erwachsener, welche einen formal anerkannten 
Berufsabschluss erwerben, kontinuierlich zu. Dieses Wachstum lässt sich damit er-
klären, dass die bereits vor 2002 etablierten Optionen für Erwachsene, einen Berufs-
abschluss zu erwerben, stärker genutzt werden. Die Zahl der Personen, welche einen 
Abschluss über das Validierungsverfahren erwerben, stagniert und konzentriert sich 
weiterhin vor allem auf die beruflichen Grundbildungen in den Bereichen Betreuung 
und Gesundheit (BFS, 2021).

Das abnehmende Interesse am Validierungsverfahren hatte auch Auswirkungen auf 
die Politik des Bundes: So wurde der 2007 publizierte Leitfaden zum Verfahren 2018 au-
ßer Kraft gesetzt und durch einen Leitfaden zur „Anrechnung von Bildungsleistungen“ 
ersetzt (SBFI, 2017a, 2018). Die Erwartung bestand dabei darin, dass Bildungsleistungen 
auch außerhalb des Validierungsverfahrens angerechnet werden könnten, etwa durch 
die Dispensation von Teilen der Abschlussprüfungen bei Personen, welche die erfor-
derlichen beruflichen Handlungskompetenzen in anderer Form glaubhaft nachweisen 
können.

Die Ursachen dieser Krise des Validierungsverfahrens sind komplex. Das mangeln-
de Interesse der Kantone an diesem Verfahren ist aber zweifellos ein Grund dafür – und 
die dargestellten Herausforderungen, welche mit dem Modularisierungsansatz des Ver-
fahrens verbunden sind, tragen zu diesen Vorbehalten der Kantone offensichtlich bei.
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7. Diskussion und Schlussfolgerungen

Im folgenden, abschließenden Teil werden zunächst vor dem Hintergrund der vorlie-
genden Untersuchung die drei Fragestellungen aus theoretischer Perspektive diskutiert, 
sodann die für die wissenschaftliche Debatte zur Modularisierung in der Berufsbildung 
relevanten Ergebnisse zusammengefasst und schließlich Forschungsdesiderata sowie 
abschließende Einschätzungen zur Rolle modularisierter Ansätze in der beruflichen 
Nachqualifizierung formuliert.

7.1 Erkenntnisse zu den drei Fragestellungen aus theoretischer Perspektive

Der vorliegende Beitrag zeigt, erstens, dass das Validierungsverfahren in der Schweiz 
als Form eines modularisierten Qualifizierungsansatzes gelten darf, und zwar vor allem 
deshalb, weil die Handlungskompetenzen der entsprechenden Berufe zeitlich unabhän-
gig voneinander nachgewiesen bzw. – im Rahmen der ergänzenden Bildung – erworben 
werden können. Da diese Handlungskompetenzen auf der Ebene der beruflichen Ord-
nungsdokumente lernortsübergreifend in Qualifikationsprofilen definiert sind, welche 
nicht nur für die Validierung, sondern auch für die dual organisierten Berufsausbildun-
gen gelten, lässt sich zunächst ein hohes Maß an „institutioneller Komplementarität“ 
zwischen dem Validierungsverfahren und der zentralen curricularen Grundlage der ein-
zelnen beruflichen Grundbildungen feststellen.

Die Untersuchung macht, zweitens, deutlich, dass die Entstehung des Validierungs-
verfahrens als Folge der Bemühungen zur Flexibilisierung und Modularisierung der 
Berufsbildung in den 1990er Jahren zu sehen ist. Es handelt sich um eines der wenigen 
Reformanliegen, welches die sich für diese Anliegen engagierenden Akteure tatsächlich 
durchsetzen konnten. Die Einführung des Validierungsverfahrens stellte jedoch keinen 
Ersatz oder eine Anpassung bestehender Bestimmungen im Bereich der beruflichen 
Nachqualifizierung dar. Vielmehr sind die entsprechenden Regulierungen als zusätz-
liche institutionelle Schicht zu sehen, als Resultat eines „institutional layering“.

Drittens lässt sich vor dem Hintergrund dieses Beitrags feststellen, dass die Heraus-
forderungen in der Umsetzung des Validierungsverfahrens durchaus damit verknüpft 
sind, dass dieses Verfahren Aspekte modularisierter Berufsbildung aufweist. Der Bei-
trag macht nämlich deutlich, dass jene Kantone, welche sich in der Validierung enga-
gieren, zur glaubwürdigen Betreibung des Verfahrens vor allem im Zusammenhang 
mit der ergänzenden Bildung einen beträchtlichen, zusätzliche Kosten verursachenden 
Aufwand zu leisten haben, der nicht zuletzt auf den modularen Ansatz zurückzuführen 
ist. Der Grund dafür ist in der verfahrensspezifischen curricularen Differenzierungslogik 
zu sehen, welche sich trotz der oben festgestellten „institutionellen Komplementari-
tät“ von jener der regulären beruflichen Grundbildung unterscheidet. Für Letztere ist 
die in Qualifikationsprofilen sichtbar gemachte Differenzierung des Berufsbilds näm-
lich lediglich ein curricularer Bezugspunkt, da die Ausbildung primär anhand der drei 
Lernorte (Lehrbetrieb, Berufsfachschule, überbetriebliche Kurse) differenziert ist. So 



markus maurer626

wird sie meist nicht nach beruflichen Handlungskompetenzen sequenziert, sondern 
nach Bildungsinhalten, welche sich gleichzeitig auf unterschiedliche berufliche Hand-
lungskompetenzen beziehen können, die wiederum zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
der Ausbildung aufgegriffen werden können (SBFI, 2012). Ähnliches gilt für das Quali-
fikationsverfahren der regulären Grundbildung: Dieses ist nicht nach Handlungskom-
petenzen differenziert, sondern primär nach den Lernorten, an welchen die jeweiligen 
Prüfungsteile in den meisten Berufen wiederum nicht nach beruflichen Handlungs-
kompetenzen geordnet sind. Weil das Validierungsverfahren jedoch durchgängig an-
hand beruflicher Handlungskompetenzen differenziert wird, ist auch die ergänzende 
Bildung an dieser Differenzierungslogik auszurichten – was eines separaten Angebots 
bedarf. Ein modularisiertes Kursangebot lässt sich aber nur bei einer genügend hohen 
Zahl an Teilnehmenden rechtfertigen, eine Herausforderung, welcher die Kantone mit 
unterschiedlichen Ansätzen der Problemlösung begegnen, die entweder ein hohes Maß 
an Flexibilität erfordern oder aber die Gefahr zusätzlicher negativer Rückkopplungs-
effekte mit sich bringen.

Zwar lässt sich aufgrund dieser Darstellung nicht präzise abschätzen, in welchem 
Ausmaß die vergleichsweise geringe Verbreitung des Validierungsverfahrens auf Ebene 
der Umsetzung und die damit verknüpfte Relativierung des Verfahrens auf Bundesebe-
ne auf dessen modularen Ansatz zurückzuführen sind. Die Ausführungen machen aber 
deutlich, dass dieser Ansatz im Kontext eines Systems, in welchem berufliche Ausbil-
dungen primär nach dem Prinzip des Lernorts differenziert sind, zu einem Ausbleiben 
von positiven Rückkopplungseffekten beitragen, welche für eine stärkere Expansion des 
Verfahrens wichtig wären. Insofern wurden die die bestehenden Bestimmungen nicht 
durch die mit dem Validierungsverfahren zusätzlich geschaffene institutionelle Schicht 
unterminiert, vielmehr haben sie sich aus Sicht der zentralen Akteure sogar weiterhin 
als zielführender erwiesen – gerade nach 2014, als die Verbundpartner unter Druck stan-
den, den Zugang für Erwachsene zu Berufsabschlüssen zu verbessern. Damit ist dieser 
Befund auch für die historisch-institutionalistische Forschung von Relevanz, darf die 
Entwicklung des Validierungsverfahren doch als Beispiel dafür gelten, wie wirkmäch-
tig bestehende institutionelle Pfade sind, selbst wenn institutioneller Wandel – hier in 
Form der institutionellen Schichtung – zugelassen wird.

7.2 Erkenntnisse mit Relevanz für die Debatte zur Modularisierung

Der vorliegende Beitrag ist auch für die Debatte zur Modularisierung in kollektiv orga-
nisierten Berufsbildungssystemen von Bedeutung, und zwar in verschiedener Hinsicht. 
Er bestätigt erstens, den bereits vorliegenden Befund, dass sich Ansätze modularisierter 
Berufsbildung auch in kollektiv organisierten Berufsbildungssystemen entwickeln kön-
nen. Zweitens ergänzt er die Literatur mit Hinweisen auf die Herausforderungen sol-
cher Ansätze im Kontext der Umsetzung. Er zeigt dabei, dass im Fall der Umsetzung des 
Validierungsverfahrens eine zentrale Herausforderung in dessen handlungskompetenz-
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orientierten curricularen Differenzierungslogik liegt, welche sich von der lernortsorien-
tierten Differenzierungslogik der dual organisierten Berufsausbildung unterscheidet.

Folglich kann konstatiert werden, dass Modularisierung in kollektiv organisierten 
Systemen auch deshalb so schwierig auszugestalten und umzusetzen ist, weil die Inhalte 
der Berufsbildung üblicherweise mit Blick auf die Lernorte Betrieb, Schule und – allen-
falls – auf die überbetriebliche Ausbildung ausdifferenziert sind, modularisierte Ansätze 
also die Komplexität für die involvierten Akteure stark erhöhen (vgl. auch Gosink/
Pilz, 2019). Dieser Hinweis auf den Zusammenhang zwischen curricularer Differenzie-
rungslogik und Modularisierung ist selbst mit Blick auf andere Systemtypen relevant, 
denn er steht im Einklang mit dem Befund, dass auch in etatistisch und daher meist stär-
ker schulisch organisierten Berufsbildungssystemen, so etwa in Schweden, Ansätze der 
Modularisierung stärker aufgegriffen werden (Lundahl/Arreman/Lundström/
Rönnberg, 2010; Maurer , 2023). Dies, so eine naheliegende These, ist weniger der 
Tatsache geschuldet, dass die Berufsbildung dort weniger stark am Prinzip der Beruf-
lichkeit organisiert ist oder Abschlussprüfungen eine weniger zentrale Stellung haben, 
sondern weil sich schulisch organisierte Formen der Berufsbildung leichter modulari-
sieren lassen. Diesen Zusammenhang vertiefter zu untersuchen wäre sicher ein lohnen-
des Ziel weiterführender Forschung.

7.3 Hinweise zur beruflichen Nachqualifizierung

Schließlich ist vor dem Hintergrund der Analyse des Falls der Schweiz auch anzuspre-
chen, welche Möglichkeiten sich dem Bereich der beruflichen Nachqualifizierung durch 
Ansätze der Modularisierung eröffnen. Deutlich wird, dass ein modularisierter Ansatz 
tatsächlich dazu beitragen kann, bereits erworbene Kompetenzen mit Blick auf den Er-
werb eines formalen Berufsabschlusses anzuerkennen – und dass sich ein solcher Ansatz 
in einem kollektiv organisierten Berufsbildungssystem auf nationaler Ebene und nicht 
nur im Rahmen eines Pilotversuchs etablieren lässt. Es wird aber auch klar, dass dieser 
Ansatz auf der Ebene der Umsetzung mit großen Herausforderungen konfrontiert ist, 
was dessen Potenzial in Frage stellen könnte. Diese Skepsis ist jedoch nur zum Teil be-
rechtigt: Tatsächlich legt der Beitrag auch nahe, dass höhere Teilnehmendenzahlen die 
Betreibung eines modularisierten Ausbildungsangebots für Erwachsene begünstigen. 
In der Schweiz sollte daher für Berufe mit hohem Fachkräftebedarf nach Möglichkeiten 
gesucht werden, sämtliche Qualifizierungswege für Erwachsene analog zu dem Beispiel 
des Kantons 1 auf ein einheitliches, modularisiertes Fundament zu stellen, ausgehend 
von den bestehenden Qualifikationsprofilen.

Es ist eine offene Frage, ob ein solcher Weg auch in anderen kollektiv organisierten 
Systemen beschritten werden könnte, insbesondere in Deutschland, wo eine hohe Er-
wartung besteht, dass bereits erworbene Kompetenzen stärker anerkannt werden soll-
ten (vgl. Arbeitsgruppe 9 + 1, 2022). Die dort bereits sichtbaren Bemühungen in der 
beruflichen Nachqualifizierung machen zwar deutlich, dass modularisierten Ansätzen 
eine gewisse Bedeutung zugemessen werden (Gutschow, 2015), doch fehlt eine dem 
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Qualifikationsprofil vergleichbare, lernortsübergreifende curriculare Grundlage der 
einzelnen Berufsausbildungen – und insgesamt wird das Argument der „Ganzheitlich-
keit beruflichen Handelns“ in Deutschland offensichtlich stärker gewichtet als in der 
Schweiz (Gutschow, 2020, S. 467). Sollte in diesem Bereich in den nächsten Jahren 
dennoch fortgeschritten werden, wären vor dem Hintergrund der Erfahrungen in der 
Schweiz bei der Ausgestaltung modularisierter Ansätze sicherlich nicht nur die Heraus-
forderungen im Bereich der Anerkennung, sondern mindestens so sehr jene im Bereich 
des Kompetenzerwerbs in den Blick zu nehmen.
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